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Historische Gesamtdarstellungen sind
eine deutsche Spezialität. Der Drang da-
nach hängt wohl auch damit zusammen,
dass man unsere zersplitterte und durch
immer neue Anläufe gekennzeichnete Ge-
schichte auf diese Weise in Zusammen-
hang zu bringen und zu erklären ver-
sucht. Wer aber ist „wir“ im Zeitalter der
europäischen Einigung und der Globali-
sierung? Für Heinrich August Winkler
sind „wir“ heute vor allem ein Teil des
„Westens“, und so hat er die deutsche Ge-
schichte der vergangenen beiden Jahrhun-
derte als „Weg nach Westen“ beschrie-
ben. Nun legt er den zweiten Band seiner
monumentalen „Geschichte des Wes-
tens“ vor, dessen Teil die Deutschen seit
jeher gewesen seien, wenn auch in einer
spezifischen, komplizierten Weise. Die-
ses Spannungsverhältnis prägt dieses
Buch, das den Zeitraum von 1914 bis
1945 thematisiert. Von den 1300 Seiten,
die Winklers Buch umfasst, sind etwa 500
der deutschen Geschichte gewidmet,
etwa 150 der Sowjetunion, jeweils etwa
einhundert den Vereinigten Staaten,
Großbritannien, Frankreich und Italien,
knapp 50 Japan und etwa 200 Seiten den
anderen europäischen Staaten.

Die Perspektive ist überwiegend, ja
fast ausschließlich nationalgeschichtlich,
wobei die Entwicklungen in den behan-
delten Staaten für die jeweilige Zeitphase
ineinander verschränkt sind. Ein Bei-
spiel: Im dritten Teil über Demokratie
und Diktaturen von 1933 bis 1939 be-
ginnt Winkler mit der Präsidentschaft
Roosevelts und den Anstrengungen des
New Deal, danach folgt die ausführliche
Schilderung der nationalsozialistischen
Machtergreifung in Deutschland, dann
ein Kapitel über das faschistische Italien
(mit einer eindrücklichen Schilderung
des Abessinien-Krieges, den Winkler als
„an Völkermord grenzenden rassisti-
schen Vernichtungskrieg“ charakteri-
siert). Danach jeweils etwa 20- bis 30-sei-
tige Kapitel über den Großen Terror in
der stalinistischen Sowjetunion, über die
Stabilisierung des nationalsozialistischen
Deutschlands und seine Aufrüstungspoli-
tik, die britische Gesellschaft und die Ap-
peasement-Politik sowie die Polarisie-
rung zwischen links und rechts in Frank-
reich. Es folgen ein langer Abschnitt über
den Spanischen Bürgerkrieg, eine Analy-
se der Lage der Tschechoslowakei und Po-
lens unter deutscher Bedrohung, ein Kapi-
tel über die Vereinigten Staaten und ihre
Distanzierung gegenüber dem „Dritten
Reich“, schließlich die Judenpogrome in
Deutschland, die deutsche Expansionspo-
litik von 1938/39, sodann die Entfesse-
lung des Zweiten Weltkriegs.

Winkler konzentriert sich auf die Poli-
tikgeschichte im engen Sinne. Gesell-
schaft, Wirtschaft und Kultur – Hochkul-
tur wie Sozialkultur – werden knapp oder
gar nicht behandelt. Das hat seine Kos-
ten, aber auch unübersehbare Vorteile.
Mit diesem Buch liegt die maßgebliche
Darstellung der politischen Geschichte
Europas und der Vereinigten Staaten in
der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts
vor: unübertrefflich in ihrer Klarheit und
Prägnanz; gekennzeichnet durch souverä-
ne Sachkenntnis, ausgewogene Urteile so-
wie glänzenden, weil ruhigen und unauf-
dringlichen Stil.

Selbstverständlich ist das „konventio-
nell“. Nichts würde Winkler weniger be-
eindrucken als ein solcher Vorwurf, auch
weil er die Konventionen, denen er hier
folgt, in seinen vorangegangenen Bü-
chern Stück für Stück ja selbst maßgeblich
mit entwickelt hat – von der dickleibigen
Geschichte der Sozialdemokratie in den
Weimarer Jahren über die Geschichte der
Weimarer Republik und den deutschen
„Weg nach Westen“ im 19. und 20. Jahr-
hundert bis hin zu diesem, auf drei Bände
angelegten Projekt – ein Programm suk-

zessiver Erweiterung. Hier, in der Phase
des „zweiten dreißigjährigen Krieges“
(die Reichweite dieser Metapher rückt er
am Ende des Buches etwas zurecht) ist
Winkler nun am thematischen Kern sei-
nes Wirkens angekommen: Erster Welt-
krieg, Oktoberrevolution, Nationalsozia-
lismus, Zweiter Weltkrieg und Holocaust.
Der bislang auf Deutschland konzentrier-
te Blick wird in diesem Band auf Europa
und die Vereinigten Staaten ausgedehnt.
Im Mittelpunkt steht, unvermeidlich, aber
doch Deutschland. Der Band ist gewisser-
maßen um den deutschen Kern herum
konzeptioniert worden.

Neben den drei Diktaturen in Deutsch-
land, Italien und der Sowjetunion stehen
die drei westlichen Großmächte im Vor-
dergrund. Winkler verschweigt nicht de-
ren Widersprüche und Probleme, analy-
siert das Vorgehen der europäischen
Mächte in ihren Kolonien ebenso wie die
aus der Furcht vor dem Bolschewismus ge-
borene, allzu weiche Haltung ihrer Regie-
rungen und Eliten gegenüber dem Fa-

schismus Mussolinis und dem Nationalso-
zialismus Hitlers. Aber verglichen mit der
in den großen Diktaturen entfalteten Dy-
namik der Gewalt in diesen Jahren, sind
das doch nachgeordnete Probleme. Das
liegt auch daran, wie Winkler die Politik
Italiens, der Sowjetunion und vor allem
Deutschlands beschreibt. Es gibt, soweit
übersehbar, keine andere Gesamtdarstel-
lung, in denen die Verbrechen der großen
Diktaturen so eingehend, genau und scho-
nungslos dargestellt werden wie hier. Das
gilt für die stalinistischen „Säuberungen“
in Partei und Militär und die Millionen To-
ten des GULag ebenso wie für die italieni-
sche Kriegführung in Nordafrika und die
deutsche Vernichtungspolitik in Osteuro-
pa. Gegenüber der Wucht und Eindrück-
lichkeit dieser Kapitel fallen die den west-
lichen und den anderen europäischen
Staaten gewidmeten Passagen etwas ab –
nicht im Hinblick auf Solidität und Akri-
bie der Darstellung, sondern in Bezug auf
ihre Dramatik.

Hier werden die Kosten des von Wink-
ler gewählten Ansatzes deutlich. Denn
der Charakter der großen Diktaturen des
20. Jahrhunderts lässt sich durch die Dar-
stellung ihrer verbrecherischen Politik ge-
wiss treffend beschreiben – obwohl die

Politikgeschichte allein über die inneren
Bindekräfte und die Dynamiken der ge-
sellschaftlichen Veränderungen auch in
diesen Ländern kaum Aufschlüsse gibt.

In der Analyse von Demokratien wie
Frankreich, den Vereinigten Staaten oder
Großbritannien entfalten sich die Grün-
de für ihren Zusammenhalt und das Funk-
tionieren zivilgesellschaftlicher Struktu-
ren nicht durch die Betrachtung der Poli-
tik der Kabinette. Die Geschichte Frank-
reichs in den zwanziger Jahren etwa er-
scheint auf diese Weise als eine Abfolge
von Regierungsstürzen, Streiks und Unru-
hen, und man kann sich nur wundern,
wieso sich dieses Land bis zur deutschen
Besatzung 1940 als Demokratie erhalten
konnte. Die Erklärungen, die Winkler
gibt, beziehen sich vor allem auf die de-
mokratische Tradition. Aber wie schlägt
sich das in gesellschaftlichem Handeln
nieder? Warum blieb Großbritannien
trotz der enormen sozialen Widersprüche
(und des blutigen Irland-Konflikts) durch-
gehend eine funktionierende, konsensge-

tragene Gesellschaft, deren Zusammen-
halt während des Zweiten Weltkriegs ein
wesentlicher Faktor des Sieges wurde?
Solche Fragen sind ohne gesellschafts-
und kulturgeschichtliche Analysen nicht
zu beantworten.

Hier zeigen sich die Grenzen der Erklä-
rungskraft einer auf die Politik begrenz-
ten Darstellung. Zudem stehen die einzel-
nen nationalgeschichtlich angelegten Ka-
pitel weitgehend additiv nebeneinander.
Sie sind miteinander durch die Gleichzei-
tigkeit des Geschehens verbunden, nicht
durch einen roten Faden, der die einzel-
nen Kapitel analytisch miteinander ver-
knüpfte. Das ist bedauerlich, denn Wink-
lers so kenntnisreiche Darstellung lädt zu
Vergleichen und transnationalen Untersu-
chungen geradezu ein. Das gilt etwa für
die Faszination und Beängstigung durch
die moderne Massenkultur in den zwanzi-
ger Jahren, die sich rasch ausbreitet und
massive Gegenreaktionen überall in Euro-
pa herausfordert – in nationalen Katego-
rien allein ist das kaum darstellbar. Das
gilt ebenso für die Weltwirtschaftskrise,
deren Auswirkungen in den europäi-
schen Ländern ebenso durch Gemeinsam-
keiten wie durch kennzeichnende Unter-
schiede geprägt waren. Das trifft auf die

Abwendung von der Idee des liberalen Ka-
pitalismus in den dreißiger Jahren in na-
hezu allen Ländern Europas und in einer
spezifischen Weise in den Vereinigten
Staaten zu, als selbst die Intellektuellen
weder Marktwirtschaft noch Demokratie
große Zukunftschancen einräumten. Die
europäische Geschichte ist gewiss ohne
starke Berücksichtigung der Entwicklung
in den Nationalstaaten nicht verständ-
lich. Aber ohne Analyse der nationen-
übergreifenden Prozesse ist sie es ebenso
wenig.

Schließlich der „Westen“. Winkler ver-
steht ihn hier als im Verlaufe der Ge-
schichte durch das Aufkommen des Mo-
notheismus angelegte, im Christentum
begründete, durch die Spaltung in Ost-
und Westkirche differenzierte und durch
Amerikanische und Französische Revolu-
tion normativ definierte Wertegemein-
schaft. Die Verwendung dieses Begriffs
ist schon nach Erscheinen des ersten
Bands auf manche Einwände gestoßen.
Jürgen Osterhammel hat ihn als theorielo-
se, unhistorische Kategorie ex post kriti-
siert, durch die der kurze „historische Mo-
ment, als Westeuropa und die anglofonen
‚Neo-Europes‘ den Globus dominierten,
zum weltgeschichtlichen Maßstab aller
Dinge“ gemacht werde. Dieser kurze his-
torische Moment ist nun Gegenstand die-
ses Bandes, und es wirft Fragen nach der
Leistungskraft des Konzepts auf, wenn
weit mehr als die Hälfte dieses Bandes
den drei großen Weltanschauungsdiktatu-
ren in Italien, der Sowjetunion und
Deutschland und den von diesem Re-
gimen begangenen Massenverbrechen ge-
widmet wird und werden muss. Berück-
sichtigt man auch noch die Gewalttaten
in den Kolonien der „westlichen“ Länder,
stellt sich die Frage nach der normativen
Kraft des Begriffs vom „Westen“ noch
nachdrücklicher. Was gewinnt man,
wenn auf diese Weise die Geschichte des
„Westens“ jedenfalls in dieser Darstel-
lung als ununterbrochener gewaltsamer
Verstoß gegen die eigenen Prinzipien dar-
gestellt wird? Eine positive Identität des
Westens wird auf diese Weise kaum er-
kennbar – vielleicht nur insofern, als offe-
ne, pluralistische Gesellschaften die Mög-
lichkeit besitzen, sich selbst zu kritisieren
und so Wandlungsprozesse einzuleiten.

Auch die Einbindung der deutschen
Gewaltgeschichte des 20. Jahrhunderts in
eine übergreifende Geschichte des Wes-
tens ist nur insofern erklärungskräftig,
als das nationalsozialistische Regime wie
die sowjetische Diktatur vor allem als ra-
dikaler Gegenentwurf zu den Prinzipien
von Demokratie, Rechtsstaat und Libera-
lität zu verstehen sind. Dass die Deut-
schen „eigentlich“ dem Westen zugehör-
ten, das „Dritte Reich“ aber nicht, ist als
identifikatorisches Hilfsmittel hingegen
offenkundig nicht tragfähig.

Erst die Lektüre des Buches ermög-
licht solche Überlegungen und Einwän-
de, provoziert sie geradezu. Und die Fra-
ge einer retrospektiven Einheit des Wes-
tens wird zweifellos umstritten bleiben.
Andererseits kann man Winklers Buch
auch ohne solche Verweise mit großem
Gewinn lesen. Nimmt man es als eine in-
einander verwobene Politikgeschichte
der europäischen Großmächte und der
Vereinigten Staaten, so hat man hier eine
Darstellung, wie man sie klüger, genauer
und umfassender kaum denken kann. Sie
schließt die notwendigen Erweiterungen
in die Gesellschafts- und Kulturgeschich-
te oder die Wirtschaftsgeschichte ja eben-
so wenig aus wie Vergleiche oder die Un-
tersuchung transnationaler Entwicklun-
gen. Winkler bietet die politikgeschichtli-
chen Grundlagen, aber das auf höchstem
Niveau. Ein Meisterwerk mit limitierter
Reichweite gewiss, aber ein Meisterwerk.

 ULRICH HERBERT

Heinrich August Winkler: Geschichte des Wes-
tens. Band 2: Die Zeit der Weltkriege 1914–1945.
Verlag C. H. Beck, München 2011. 1350 S., 39,95 €.

Unter Rückgriff auf die mythenreiche Ge-
schichte der geopolitischen Rivalität zwi-
schen England und Russland um Macht
und Einfluss in Zentralasien und Nordin-
dien während des 19. Jahrhunderts baut
Klaus W. Grewlich die zentralasiatischen
Konfliktkulissen der Gegenwart auf: Un-
terdrückung und Zwang im Inneren; ver-
rottende Infrastruktur; enormes Ausmaß
an staatlicher Korruption; weitreichende
Überschneidungen von Politik und organi-
sierter Kriminalität; Energiereichtum,
der das besondere Interesse der regiona-
len Großmächte Russland und China so-
wie der Vereinigten Staaten auf sich gezo-
gen hat; sich abzeichnende intra-regiona-
le Wasserkonflikte, die untrennbar mit
selbstgemachten Umweltproblemen von
potentiell katastrophalen Ausmaßen ver-
bunden sind; zu erwartende Folgeproble-
me des Abzugs der internationalen Stabi-
lisierungstruppen aus Afghanistan.

Die schier unlösbare geopolitische Pro-
blemverknotung nimmt der Autor als rea-
listische Ausgangslage für ein Plädoyer
an die Adresse der Europäer, Zentral-
asien nicht sich selbst und anderen Inter-
essenten zu überlassen, sondern die eige-
nen Interessen ins Spiel zu bringen. Diese
konzentrieren sich auf die Öl- und Gas-
Ressourcen in der Region, denn Europa
bleibt, aus verschiedenen Gründen, noch
viel zu tun, um eigene Energiesicherheit

zu erreichen. Im diplomatischen Dienst
konnte Grewlich persönliche Erfahrun-
gen in Zentralasien sammeln. Das
kommt dem ganz nüchtern geschriebe-
nen ersten Teil sehr zugute.

Im zweiten Teil wird diese Nüchtern-
heit merklich aufgeweicht. Hier geht es
um „Governance“, was ein etwas glitschi-
ger Begriff ist. Ob man damit wirklich die
regionalen Probleme entknoten kann, sei
dahingestellt. Aber schön wäre es, gäbe
es einen verstärkten – und erfolgreichen
– Außendruck auf die regionalen Akteu-
re, in ihren Staaten mehr Rechtsstaatlich-
keit zu etablieren, würde ein multilatera-
ler Energie-Vertrag die Interessen aller
Beteiligter optimieren und käme es
schließlich zur regionalen Kooperation
zwecks Regelung der gemeinsamen Was-
sernutzung. Immerhin nimmt man dem
Autor ab, dass die EU eher als andere Ak-
teure die zentralasiatischen Regierungen
dazu bringen könnte, sich schrittweise
auf solche Governance-Perspektiven ein-
zulassen. Allerdings beklagt er die Mattig-
keit, mit der die Regierungen Europas
und die EU ihre Ziele in dieser Region ver-
folgen. Ob realistische Aussichten beste-
hen, dass sich dies in naher Zukunft än-
dern kann, muss bezweifelt werden.
 WILFRIED VON BREDOW

Klaus W. Grewlich: Geopolitik und Governance.
Energie, Wasser, Herrschaft des Rechts in Zentral-
asien und Afghanistan. Nomos Verlagsgesell-
schaft, Baden-Baden 2011. 163 S., 49,– €.

Politische Bücher

Dem gestörten Vertrauensverhältnis zwi-
schen Bürgern und Parteien in Deutsch-
land geht Frank Decker nach. Seine kom-
pakte und luzide Einführung umfasst
Funktionsanalysen der Parteien, den
Wandel des Parteiensystems, Gemein-
samkeiten und Unterschiede der Entwick-
lung in Europa, Parteien im Staat und als
Organisation sowie deren Wettbewerb un-
tereinander. Die Kritik an Parteien kann
auf eine lange Tradition zurückblicken,
am Ausgangspunkt „steht die Diskrepanz
zwischen den schwächer werdenden ge-
sellschaftlichen Wurzeln der Parteien
und dem Ausbau ihrer staatlichen Macht-
bastionen“, schreibt der Bonner Politik-
wissenschaftler.

Dass Parteien als Regierungsinstitutio-
nen „in eigener Sache“ entscheiden und
sogar mit der Konkurrenz ein Kartell bil-
den könnten, sei heikel. Und über ihre Ak-
zeptanz würden die erbrachten Leistun-
gen entscheiden: „Bleiben diese hinter
den Erwartungen zurück, dürfte auch die
Bereitschaft der Bürger sinken, die Macht-
usurpation der Parteien als notwendiges
Übel hinzunehmen.“ Hier weist Decker
auf die Ausdehnung der staatlichen Par-
teienfinanzierung hin, aber auch auf das
Rekrutierungsmonopol des politischen
Personals und die Ämterpatronage. Bei
der Besetzung von Positionen nach Partei-
buch unterscheidet er zwischen Herr-
schaftspatronage, die der Loyalitäts- und

Machtsicherung dient, und Versorgungs-
patronage, die verdiente Parteigänger mit
Posten belohnt. Ämterpatronage finde
vor allem „im vorgouvernementalen Be-
reich“, in Rundfunkanstalten und öffentli-
chen Unternehmen, statt und „nicht“
(wohl eher: kaum) in der Ministerialbüro-
kratie.

Was die innerparteiliche Demokratie
betrifft, so empfiehlt der Autor den bei-
den Noch-Volksparteien eine Öffnung
für Nichtmitglieder, „die ein Mittel sein
könnte, um Quer- und Seiteneinsteiger zu
rekrutieren“. Dadurch verliert die Mit-
gliedschaft selbst an Wert, ebenso wie
sich mehr Basisdemokratie durch Urwah-
len und Mitgliederentscheide zu Lasten
der mittleren Funktionärsebene aus-
wirkt, die auf Parteitagen über Personal-
und Sachfragen abstimmt. Decker setzt
auf eine Aktivierung der einfachen Mit-
glieder, die den Wettbewerb der Parteien
belebt, jedoch die Führungsspitzen stört,
die sich in den Strukturen der eigenen Or-
ganisation einigeln: „Dabei sind die Inte-
grationsleistungen der Parteien als Wil-
lensbildungsorgane, ihre Fähigkeit, die In-
teressen verschiedener gesellschaftlicher
Gruppen abzugleichen und program-
matisch zusammenzubinden, heute mehr
denn je gefordert.“  RAINER BLASIUS

Frank Decker: Parteien und Parteiensysteme in
Deutschland. W. Kohlhammer Verlag, Stuttgart
2011. 131 S., 14,90 €.

Krisenregion Zentralasien
Plädoyer gegen Europas außenpolitische Mattigkeit

Im Westen viel Neues
Doch in Heinrich August Winklers Meisterwerk über den „zweiten dreißigjährigen Krieg“ fehlt der rote Faden

Basis gegen Funktionäre?
Funktion und Organisation der deutschen Parteien

Werbeplakat der
amerikanischen
Marine-Infanterie
aus dem Jahr 1917

Abbildung aus: Militärge-
schichtliches Forschungsamt
(Herausgeber): Das Zeitalter
der Weltkriege

Zu „Im Gespräch Matthias Saenger, Perso-
nalberater in Frankfurt – ,Wir sind eine
Spießer-Gesellschaft‘“ (F.A.Z., „Beruf
und Chance“ vom 24. September) zum
Thema Frauen in Führungspositionen:
Gerne möchte ich auf die Realität hinwei-
sen, dass man es sich als Mutter nicht aus-
sucht, nicht in den Job zurückzukehren.
Es ist vielmehr so, dass man die Möglich-
keit dazu gar nicht bekommt. Ich selbst
habe zwei juristische Staatsexamina und
Berufserfahrung in einer Bank. Mein Weg
ging steil nach oben. Nun bin ich Mutter
geworden, und keiner möchte mich mehr
einstellen, da ich erst einmal nur maximal
fünf Stunden täglich arbeiten möchte. Ob
das Luxus ist? Wer soll denn bitte schön
heute die Kinder bekommen? Sollen wir
sie nur schnell kriegen und dann der Ob-
hut von Nannys, Krippen, Kindergärten
und Horten bis in die späten Abendstun-
den überlassen?

Was für Kinder ziehen wir uns denn da-
mit heran? Mir scheint, die obengenann-
ten Autoren haben keinerlei Erfahrung
mit Kindern. Mein Sohn ist ein Jahr alt
und hängt an seiner Mutter. Auch er ist in
einer Krippe, damit ich wieder ein paar
Stunden arbeiten gehen kann. Nur sagt
mir jeder ab, dem ich mein Anliegen unter-
breite. Wenn ich jedoch Vollzeit arbeiten
gehe und mein Mann auch, würden wir un-

ser Kind vielleicht gerade noch beim Ins-
Bett-Gehen sehen. Ist es das, was uns sug-
geriert werden soll? Und wer soll ihn
denn ins Bett bringen, wenn wir es zeitlich
gar nicht mehr schaffen? Die Frauen ste-
cken doch in einem Dilemma. Wenn sie
wieder voll arbeiten gehen, sind sie Raben-
mütter. Wenn sie erst gar keine Kinder be-
kommen, egoistische Emanzen. Möchten
sie die Kinder aber verantwortungsvoll
großziehen, sind es Sozialschmarotzer, die
vom Staat auch noch gefördert werden!
Und nun regt Saenger an, die Familienver-
sicherung zu streichen? Ich spreche wohl
für viele Frauen in meiner Situation, wenn
ich die Frauenvorstandsquote für überflüs-
sig halte. Die Masse wäre bestimmt über
eine Quote erleichtert, das Unternehmen
dazu verpflichtet, Teilzeitmütter einzustel-
len. Sie würden vielleicht über die Viel-
zahl Mütter staunen, die da plötzlich arbei-
ten wollte. Ich kenne tatsächlich keine
Mutter, die nicht ein ähnlich gelagertes
Problem hat. Alle sind gut ausgebildet,
und keiner will sie haben, da sie nur Teil-
zeit arbeiten können und wollen.

Dass Mütter perfekt organisiert sind
und sich unglaublich fokussieren können
und damit für Unternehmen wertvolle leis-
tungsfähige Mitarbeiterinnen sind, interes-
siert leider niemanden.
ULRIKE HARTMANN, FRANKFURT AM MAIN

Zum Gespräch mit Abdullah Gül
„Deutschland ist ein Einwanderungs-
land“ (F.A.Z. vom 16. September): Der
türkische Staatspräsident kritisiert die
deutsche Asyl- und Einwanderungspoli-
tik. Ausgerechnet der Repräsentant eines
Staates, der vor ordentlichen deutschen
Gerichten in Zigtausenden Asylverfahren
schwerster Menschenrechtsverletzungen
überführt wurde, wagt es, Deutschland zu
kritisieren. Deutschland hat Milliarden
von D-Mark und Euro für den Schutz von
Türken vor ihrem Staat und den jeweili-
gen Machthabern und den Unterhalt der
Opfer aufwenden müssen. Unser Bil-
dungssystem war und ist immer noch
durch die Folgen der türkischen Politik ex-
trem belastet.

Statt Deutschland mit Vorwürfen zu
überhäufen, wäre eine Entschuldigung an-
gebracht und eine nicht zu knappe Auf-
wandsentschädigung zu zahlen. Wie we-
nig Gül mit den Gedanken einer fort-

schrittlichen Demokratie vertraut ist, ob-
wohl er davon plappert, zeigt sein im In-
terview benutztes Beispiel. Da kritisiert
er doch tatsächlich, dass Deutschland
beim Import von türkischen Bräuten et-
was genauer hinschaut. Noch mehr Ma-
cho geht ja wohl kaum. Gül will uns doch
hoffentlich nicht erzählen, dass die Frau-
en nach Deutschland geholt werden, weil
sie so fortschrittliche Gedanken zu Demo-
kratie und Emanzipation haben, wie er
fordert! An solchen demokratisch gebilde-
ten Frauen mangelt es nämlich dank der
deutschen Gesellschaft und Bildung hier
sicherlich nicht. Die werden aber, wie Un-
tersuchungen gezeigt haben, nicht so ger-
ne geheiratet. Die Äußerungen Güls wa-
ren seit Tagen zu lesen. Wann wird sich
endlich mal ein deutscher Politiker zu den
Vorwürfen äußern und sie scharf zurück-
weisen?
STEPHAN GANSS, OFFENBACH

Zum Artikel „Die sanfte Steuerung der
Bildung“ (F.A.Z. vom 29. September): Jo-
chen Krautz entlarvt, was die Bildungs-
Reformen der letzten Jahrzehnte waren:
Top-Down-Formen „sanfter“ Herrschaft.
Diese Herrschaft macht nicht nur die Bil-
dung zur Ware und die Hochschulen zu
Unternehmen, sondern formt Menschen
in ihrem Innersten um. Sie sollen der
Hoffnung beraubt werden, dass es einen
Ausweg aus der kapitalistischen Verwer-
tungslogik geben könnte. Es geht, wie
Krautz dankenswerterweise aufdeckt, um
die Schwächung von Widerstandspotenti-
al und Kritikmündigkeit, personell wie in-
stitutionell. Gleichzeitig werden die Uh-
ren weit hinter einmal geteilte pädagogi-
sche Grundhaltungen zurückgedreht. Im
Ausbildungswahn gehen sozial- und re-
formpädagogische Bildungsideale sang-
und klanglos über Bord.

Wer heute in Bildungsinstitutionen
nach deren Bildungsidee fragt, stößt nicht
selten auf Achselzucken und wird als Sozi-
alromantiker belächelt. Denn an die Stel-
le von Bildungshumanismus ist „Employa-

bility“ getreten. Was dies bedeutet, müs-
sen wir als Hochschullehrer tagtäglich er-
leben. Bildung ist nicht die Regel, son-
dern ein seltenes, ein besonderes Ereig-
nis geworden. Nicht nur unter Studieren-
den, sondern unter uns vermeintlich „Ge-
bildeten“ selbst. Wie konnte dies so weit
kommen? Nicht nur die Steuerung von
oben oder die Aussicht auf eine vermeint-
lich zeitgemäße Bildung haben uns mit-
machen lassen. Auch unsere intellektuel-
le Überheblichkeit mag dazu beigetragen
haben, die Ausmaße zu unterschätzen
und zu meinen, den Prozess noch irgend-
wie steuern zu können. Die Dynamik lau-
tete: Wer nicht im vorgegebenen Sinne
mitmacht, ist außen vor!

Gibt es einen Ausweg? Dazu schreibt
Krautz leider nichts. Vielleicht müssen
wir jetzt subversiver werden, um Dinge
unter die Oberfläche zu retten, die auf
der Oberfläche keinen Raum mehr ha-
ben. Es ist noch nicht zu spät. Deshalb:
Habt Mut, euch zu bilden.
PROFESSOR DR. CARSTEN MÜLLER, EMDEN
PROFESSOR DR. BETTINA UHLIG, HILDESHEIM

Zu „Irritierendes Verhalten vieler Migran-
tenkinder“ von Uta Rasche (F.A.Z. vom 4.
Oktober): Ich bin Lehrer an einem klein-
städtischen westfälischen Gymnasium
und beobachte sogar hier genau das be-
schriebene „irritierende Verhalten vieler
Migrantenkinder“. Großmäulige, vor al-
lem die Mädchen einschüchternde türki-
sche Jungen, zunehmend Mädchen, die ih-
ren Kopf verhüllen, die das Tuch selbst im
Sportunterricht nicht ablegen wollen und
sich dabei ganz bewusst selbst stigmatisie-
ren und den Kontakt zu ihren deutschen
Mitschülern aufgeben. An den Eltern-
sprechtagen begegne ich, sofern sie denn
erscheinen, mangels Deutschkenntnissen

meist schweigenden Müttern, radebre-
chenden Vätern und meine Worte ich
weiß nicht wie übersetzenden Kindern.
Solange dies so ist, solange türkische oder
arabische Kultur völlig selbstverständlich
parallel gelebt werden kann, wird sich
nichts ändern. Die Eltern der Schüler, die
ich habe, müssen ins Boot gezwungen
werden, müssen Grundsätze unseres fami-
liären und gesellschaftlichen Konsens
kennen, akzeptieren und übernehmen ler-
nen. Wer sich verweigert, sollte dies
durch empfindliche Einbußen an staatli-
cher und offenbar stattlicher Stütze zu
spüren bekommen.
DR. PHIL. JÖRG KALTWASSER, SOEST

Mit zunehmendem Druck verlangen EU-
Vertreter, die reichen Deutschen sollen
tunlichst mehr konsumieren, um ihren Au-
ßenhandelsüberschuss zu verringern.
Doch: die entscheidenden Zahlen verwei-
sen auf andere Länder. Als kürzlich durch
die Medien ging, dass die Deutschen im-
mer reicher werden, schämte man sich
fast vor den anderen großen Ländern.
Gottlob brachte die F.A.Z. vom 15. Sep-
tember zwar einige Zahlen zu diesem The-
ma, doch der eigentlich notwendige Kom-
mentar blieb aus. Das durchschnittliche
Geldvermögen der Deutschen ist zwar
groß, doch noch reicher als wir sind so-
wohl die Italiener und Franzosen, dann
kommen mit einem Sprung die Engländer
und Belgier, und noch viel mehr besitzen
die Japaner und Amerikaner. Bei allen die-
sen Ländern liegt demnach noch wesent-
lich mehr Potential zur Konsum-
steigerung. Sieht man das bei der EU
nicht?

Die Zahlen liefern noch einen anderen
Aspekt: Ausgerechnet bei Ländern, die
mehr persönliches Geldvermögen haben,
wie Italien, Belgien, Japan, Vereinigte Staa-
ten, aber auch Frankreich, ist die staatliche
Verschuldung in Prozent des BIP wesent-
lich höher als in Deutschland. Bei gefährde-
ten Ländern wie Italien wäre es deshalb
konsequent, das Missverhältnis zwischen
persönlichem Vermögen und staatlichen
Schulden durch steuerliche Maßnahmen
zu korrigieren. Es ist geradezu erstaunlich,
dass derartige logische Zwänge überhaupt
nicht diskutiert werden, obwohl sie sehr po-
sitive Konsequenzen für die Stabilität des
Euro hätten. Was den geforderten zusätzli-
chen Konsum betrifft, so können wir uns
nur wünschen, dass in Deutschland und
manchen anderen Ländern weniger konsu-
miert und stattdessen mehr in die Alters-
vorsorge gesteckt wird, wo es bald große
Defizite geben wird.
PROFESSOR DR. KARL-ERNST BEHRE, SANDE

Gül und die fortschrittliche Demokratie

Bildung ist ein seltenes und besonderes Ereignis

Wertvolle Mitarbeiterinnen für Unternehmen

Schweigende Mütter und radebrechende Väter

In Deutschland noch mehr konsumieren?
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